
Abschrift 

1 D 68)/§8 

Im Nennen des Deutschen Vol kes 

In der Strafsache gegen den KaufiNann J .H 
aus Nürnberg, z.Zt. daselbst in UNtersuchungshaft, 
wegen Hassenschande 

hat das Bei chsgerí eht 1; Strqfsenat, in der Sitzung 
vom 50. September 1938, an der teilgenommen haben 

als Richter: 
der Senatspräsídent Dr. Schultze 
und die Reíchsgerichtsräte Dr. Ziegler, Rensch, 
Dr. Teufifel, Dr. Ríttweger, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Reichsanwalt Dr. Schnetdewín, 

als Urkundsbeamter der Geschäft tsstelle: 
der Sekretär Hqteríng, 

auf die Revision des.Angeklagten nach mündlicher Verhandlung 
für Recht erkannt: 

Das Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 16. JUni 19}8 wird 
unter .Aufrechterhaltung des Schuldspruchs im Strafausspruch nebst 
den diesem zu Grunde liegenden .Feststellungen aufgehoben; die~ Sache 
wird insoweit zur neuen Verhandlung und Entscheidung an die Vor: 
ínstcnz zurückverwiesen; 

\ 

Von Rechts wegen 

Gründe' 
I . )  D i e  R e v i s i o n  rügt z w a r - d i e  Verletzung mehrerer namentlich 

aujgefWtrter Verjahrensvorsohr-í.ften,' was s i e  aber h t e r z ı r v o r b r i h g t ,  

beweis t ,  daß es i h r  i n  d e r  Hauptsache um Angriffe gegen d i e  tatsäch= 
l i c h a i  
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liehen Feststellungen des Landgerichts zu tun ist. Vor allem ist, 
entgegen der Meinung der Revision, weder ersichtlich, daß das Land: 
gericht eine gebotene Aufklärung unterlassen, noch daß es im Urteil 
Kenntnisse verwertet hätte, die es nicht auf Grund der Hauptverhand- 
lung gewonnen haben konnte. Ein Verstoß gegen das Gebot der Aufkld= 
rungspflicht läge erst dann vor, wenn ersichtlich wäre, daß das 
Landgericht auf irgend einen UMstand Wert gelegt, seine mögliche 
Aufklärung aber unterlassen hätte. Naeh dem, was die Revision zur 
Begründung ihrer Behauptung vorbau engt, steht sie Venfahrensverstäße 
des Landgerichts allein darin, daß es die Tatsachen nicht festge= 
stellt hat, die die Revision nunmehr.fur wichtig hält. Die  weitere 
Behauptung der Revision, daß das Landgericht Tatsachen festgestellt 
habe, die nicht Gegenstand der Verhandlung gewesen seien, ist Ufer= 
wiesen. Zum Nachweis genügt nicht die bloße Behauptung der Revision; 
vielmehr ist solange, als sich nicht aus dem Urteil oder aus anderen 
UMständen das Gegenteil ergibt, anzunehmen, daß die Feststellungen 
des Tatrichters dem Verhandlungsergebnis entsprechen. 

Bei der Behauptung der Verletzung der Denkgesetze oder von Er: 
jahrungssätzen des täglichen Lebens geht die Revision von der recht 
irrigen .Auffassung aus, daß eine solche schon vorliege, wenn das 
Landgericht eine Behauptung nicht für wahr gehalten hat, für die 
eine gewisse Wahrscheinlichkeit spricht. Eine derartige Verletzung 
wäre erst dann gegeben, wenn eine Schlußfolgerung des Landgerichts 
nach den Denkgesetzen oder nach der Erfahrung des täglichen Lebens 
schlechthin unmöglich wäre. Ein solcher .Fehler ist an keiner Stelle 
des Urteils erkennbar. 

Soweit die Revision die Ntchtveretdigung der Bermann in der 
Hauptverhandlung lUgt, ist sie ojfensíchtltch unbegründet. 

II. Die Behauptung der Verletzung der Denkgesetze oder von 
Erfahrungssätzen des täglichen Lebens ist eine Behauptung der Vor= 
letzung sachlichen Rechts. Das Urteil ist daher auf die Revision 
auch unabhängig von deren Vorbringen im vollen UMfange auf seine 
Rechtsbeständigkeít nachgeprüft worden. Es ist zum Schuldspruch 
kein Fehler aufgedeckt worden, der zu einer Änderung des Urteils 
Anlaß geben könnte. 

Die Ausführungen des Landgerichts zum Strofausspruch erwecken 
insoweit Bedenken, als 'es einen grundsätplíchen Unterschied macht 
zwischen dem¬Fol1, in dem ein JUde mit einer Deutschblutígen Ges 
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schlechtsuerkehr gehabt hat, und dem umgekehrten .Fall; rechtsirrtum 
ist namentlich, daß das Landgericht grundsätzlich für die Rassen= 
Schande eines Juden mit einer deutschblutigen Frau die Zuchthause 
strafe als die gebotene Strafe ansieht und andererseits für d i e  
Rassenschande eines deutsch blutigen Mannes mit einer JUde Gefängnis: 
strafe als grundsätzlich angebracht erachtet. Das Gesetz kennt bei= 
neu solchen Unterschied. Die Unterscheidung des Landgerichts añder= 
sprecht daha° danßlutschutzgesetz; eben sowenig steht mit den Natur: 
gesetzen und mit den Gesetzen des Deutschen Reiches die Meinung des 
Landgerichts im Einklang, daß ein Kind, das aus dem Geschlechtsver= 
kehr zwischen einem Deutschblutigen und einer Jüdin hervorgeht, ein 
Jude und ein Kind, das aus dem Geschlechts verkehr zwischen einem JU: 
den und einer .Deutschblütígen hervorgeht, deutschblütig sei. In 
beiden Fällen ist das Kind vielmehr ein Mischling. Gerade ein Sol= 
ches Ergebnis will das Blutschutzgesetz unter allen UMständen vor: 
hüten; es darf daher auch bei der Strafzu~ ~essung kein grundsätzlicher 
Ühtersehied zwischen den beiden Fällen gemacht werden. 

Das Landgericht wird die Strafe von einem anderen grundsatz= 
lachen Standpunkte aus nochmals festzusetzen haben. Gegen eine Be= 
rucks í cht igung der vom Landgericht hervorgehobenen besonderen Milde.= 
rungsgrunde bestehen keine rechtlichen Bedenken. 
geh. Schultze Ziegler Reusch 

Teufjel Ri ttweger 
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